Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2718 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
vom 1. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121), ge- 
ändert durch das Gesetz über Wohnbeihilfen vom 
29. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 508), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Vom Rechnungsjahr 1965 an stellt der Bund 
hierfür jährlich einen Betrag von 210 Millio- 
nen Deutsche Mark im Bundeshaushalt durch 
Kassenmittel oder Bindungsermächtigungen 
zur Verfügung." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:, 

„ (4) Die nach Absatz 1 Satz 2 bereitgestell- 
ten Mittel sind zu verwenden 

a) zur Förderung des Wohnungsbaues 
zugunsten von kinderreichen Fami- 
lien, jungen Ehepaaren und älteren 
Personen sowie 

b) zur Förderung des Wohnungsbaues 
in Gebieten mit erheblichem Woh- 
nungsfehlhestand im Rahmen der 
nach den Grundsätzen des Raum- 
ordnungsgesetzes angestrebten 
räumlichen Entwicklung." 

2. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Wohnungswesen, 

Städtebau und Raumordnung teilt die in § 18 


Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Bundesmittel den 
Ländern nach Beratung mit den für das Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zuständigen ober- 
sten Landesbehörden zu; er kann dabei Bestim- 
mungen über die Verwendung der Mittel nach 
§ 18 Abs. 4 treffen. § 21 Abs. 1 und § 23 bleiben 
unberührt." 

3. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung ist ermächtigt, von 
den in § 18 Abs. 1 Satz 2 und § 20 Abs. 1 bis 3 
bezeichneten Mitteln bis zu 100 Millionen Deut- 
sche Mark der Deutschen Bau- und Bodenbank 
Aktiengesellschaft darlehensweise für Zwecke 
der Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues 
von Familienheimen im sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung zu stellen; die zur Verfügung 
gestellten Mittel können auch zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung der Beschaffung und Er- 
schließung von Bauland für den sozialen Woh- 
nungsbau verwendet werden." 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1965 in Kraft. 


Bonn, den 10. November 1964 

Dr. Barzel und Fraktion 
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